
O  r;  W  Kürzinfofmationen  271  die Verweigerung des Rechts auf Akteneinsicht, das Feh-  zu seiner Verteidigung Einsicht in alle Unterlagen gewährt  len einer klaren Regelung der Zuständigkeit des Ortsbi-  werden (in denen er möglicherweise mißverständlich dar-  schofs bzw. der territorialen Bischofskonferenz und die  gestellt ist); 3. das wissenschaftlich-theologische Kollo-  mangelnde Revisionsmöglichkeit.  quium - in Offenheit und Bereitschaft, aufeinander zu hö-  Wesentlich besser schneidet das Lehrbeanstandungsver-  ren - muß wesentlicher Bestandteil des Verfahrens sein;  fahren bei der Deutschen Bischofskonferenz ab, dem be-  4. bei „Gefahr im Verzug‘“ kann die öffentliche Erörterung  stätigt wird, ein an den Prinzipien von Recht und Billigkeit  eines eng umrissenen Themas für eine bestimmte Zeit un-  orientierter Versuch zu sein (154). Immerhin wird dort  tersagt werden, ohne daß gleich eine definitive Entschei-  verlangt, der Bischof möge im Gespräch mit dem Betrof-  dung getroffen wird; 5. bei begründeter, eindeutiger und  fenen die Frage vor Eröffnung eines Verfahrens so zu klä-  gänzlicher Unvereinbarkeit der Aussagen eines Autors  ren versuchen, daß ein Verfahren sich erübrigt, und das  mit der Lehre der Kirche kann die weitere Verbreitung un-  Verfahren selbst ist eher im Sinn der „Rechtsstaatlichkeit‘“  tersagt oder in extremen Fällen dem Autor der Verzicht  geregelt als das römische: es gibt klare Fristen, die Schrift-  auf sein Lehramt nahegelegt bzw. der Status eines kirchli-  lichkeit ist geboten, Begründungszwang gewährleistet,  chen Mitarbeiters abgesprochen werden; 6. durchfüh-  durch Einbeziehung dreier personell verschiedener Or-  rende Instanz soll in der Regel die territoriale Bischofs-  gane ist für die Durchsichtigkeit des Verfahrens gesorgt,  konferenz sein, bei Rekursmöglichkeit an den HI. Stuhl;  das Recht freier Wahl des Anwalts ist gegeben. Problema-  7. die Verfahren sollten verwaltungsgerichtlicher Über-  tisch bleibt die auch hier vorgesehene Geheimhaltung und  prüfung zugänglich sein (187-192).  — grundsätzlich — die Einschränkung der rechtlichen Qua-  lität, weil weder das Verhältnis zu den römischen Rege-  Bekanntlich hat es die Würzburger Synode nicht geschafft,  lungen geklärt ist noch die Verpflichtung des Ortsbi-  die Möglichkeit des verwaltungsgerichtlichen Weges auch  E  schofs auf das vorgesehene Verfahren gesichert wurde.  ın Glaubens- und Lehrfragen zu eröffnen (vgl. HK, Januar  1976, 31). Auch in diesem Punkt sind also die Anregungen  von Neumann der Zukunft aufgegeben, wobei zu hoffen  Thesen zu einer Verfahrensregelung  bliebe, daß sie nicht in alle Zukunft aufgeschoben werden.  Es wäre deshalb zu wünschen, daß nicht nur möglichst  Neumann schlägt seinerseits in sieben Thesen Verfahrens-  viele Laien und Theologen Neumanns Entwurf intensiv  regeln vor, die der Aufgabe des Lehramts entsprechen  zur Kenntnis nehmen, sondern auch die zuständigen  wollen, sich „argumentativ und theologisch, nicht nur  Amtspersonen auf allen Ebenen der Kirche. Denn soviel  verwaltungsmäßig und politisch, mit theologischen Lehr-  ist klar: „Bei der Frage nach der Verwirklichung der Men-  meinungen auseinanderzusetzen“‘ (183): 1. Die beanstan-  schenrechte geht es... nicht um innerkirchliche Nabel-  dende Behörde und das entscheidende Gremium müssen  schau und introvertierte Pseudoprobleme theologisieren-  strikt getrennt sein, und dem „„Beklagten‘“ muß rechtliches  der Intellektueller, sondern um die Glaubwürdigkeit der  Gehör gesichert werden; 2. da jede fragwürdige These nur  Kirche nach innen wie nach außen‘‘ (87).  in ihrem Kontext gewürdigt werden kann, muß dem Autor  Hans Georg Koch  Kurzinformationen  Das während der Weltkirchenkonferenz in Nairobi neu ge-  ste Anstrengungen‘“ zur Sicherung neuer finanzieller Unterstüt-  wählte Exekutivkomitee des Okumenischen Rates trat Ende  zung zu unternehmen, um das Ökumenische Institut als „inte-  März in Genf zu seiner ersten Sitzung zusammen. Es wurde  gralen Bestandteil des ÖRK“ zu erhalten. Keine sehr große Rolle  eine umfangreiche Tagesordnung behandelt, die aber keine spek-  spielten politische Fragen bei der Sitzung. Endgültig beschlossen  takulären Entscheidungen erwarten ließ (vgl. EPS, 29.3.76). Eine  wurde nur eine Resolution zu den Ereignissen im Libanon, in der  wichtige Rolle spielte einmal mehr die Finanzlage des ÖRK. Der  das Exekutivkomitee „tiefes Mitgefühl und Sympathie““ mit dem  Haushalt 1975 konnte ohne Defizit abgeschlossen werden. Für  unter den Kämpfen leidenden Volk bekundete und alle Seiten  1976 sind spürbare Einsparungen vorgesehen. Die Ausgaben für  zum Verzicht auf Gewalt und zur Bereitschaft zu Verhandlungs-  lösungen aufrief. Zur Frage der Menschenrechte, die in Nairobi  Reisen und Tagungen werden reduziert, die Zuwendungen für  das Ökumenische Institut in Bossey, das ORK-Büro in New  zu Kontroversen mit den russisch-orthodoxen Vertretern geführt  York und die Kommunikationsabteilung in Genf werden gekürzt  hatte (vgl. HK, Februar 1976, 97f.), erklärte Generalsekretär  Potter, er habe an die Mitgliedskirchen in den Signatarstaaten des  und zwei Stellen im Genfer Stab gestrichen. Das Defizit des Insti-  tuts in Bossey konnte für 1976 durch besondere Beiträge der  Abkommens von Helsinki einen Brief gesandt, der folgende Fra-  französischen, schweizerischen und deutschen Kirchen gedeckt  gen enthalte: wie man sich dort mit der Erklärung von Helsinki  werden. Generalsekretär Phılip Potter wurde beauftragt, „äußer-  befasse; welche Praktiken in den jeweiligen Ländqn dem „„GeistKurzinformationen 2MN
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tisch bleibt die auch 1er vorgesehene Geheimhaltung un: prüfung zugänglich seın (187-192).
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Das während der Weltkirchenkonterenz in Nairobi NEeEUu c SteE Anstrengungen‘“ ZUr Sıcherung tinanzıeller Unterstuüt-
wählte Exekutivkomitee des Okumenischen Rates trat Ende ZUNg unternehmen, das Okumenische Instıtut als „„inte-
März in Gent ZzUu seiner ersten Sıtzung mmen. Es wurde gralen Bestandte:il des CC erhalten. Keıine sehr große Rolle
eine umfangreiche Tagesordnung behandelt, die aber keine spek- spielten politische Fragen be1 der Sıtzung Endgültig beschlossen
takulären Entscheidungen erwartien ließ (vgl. EPS, 7/6) Eıne wurde L1UT eıne Resolution den Ereignissen ım Libanon, in der
wichtige Rolle spielte einmal mehr die Finanzlage des OÖORK Der das FExekutivkomuitee ‚„tıefes Mitgetühl und Sympathıie““ MIt dem
Haushalt 1975 konnte ohne Detizit abgeschlossen werden. Für den Kämpfen leiıdenden Volk bekundete und alle Seıten
1976 sınd spürbare Eınsparungen vorgesehen. Die Ausgaben für ZU) Verzicht auf Gewalt und ZUr!r Bereitschaft Verhandlungs-

lösungen aufriet. Zur Frage der Menschenrechte, die 1in NairobiReıisen und Tagungen werden reduziert, die Zuwendungen tür
das Okumenische Instıtut in Bossey, das ÖORK-Büro in New Kontroversen mıiıt den russısch-orthodoxen Vertretern geführt
York und die Kommunikationsabteilung In Genf werden gekürzt hatte (vgl Februar 1976, 971.); erklärte Generalsekretär

Potter, habe die Mitgliedskirchen ın den Sıgnatarstaaten desund WEel Stellen 1m Genter Stab gestrichen. Das Detizıit des Instı-
Luts ın Bossey konnte tür 1976 durch besondere Beiträge der Abkommens VO  > Helsinki eiınen Briet gesandt, der tolgende Fra-
Iranzösischen, schweizerischen und deutschen Kirchen gedeckt SCh enthalte: Ww1ıe INan sıch dort mıt der Erklärung VO  3 Helsink:i
werden. Generalsekretär Philip Potter wurde beauftragt, ‚außer- befasse; welche Praktiken 1n den jeweiligen Ländf:rn dem ‚„Geıist
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und Buchstaben“‘ der Erklärung widersprächen; wWw1e die Kirchen Kirche Urlaubsort wurde stark herausgestellt. Wenigstens
ZuUur Verwirklichung der Erklärung beitragen könnten; und W1e kurz wurde auch die rage der Gestaltung der ırchlichen och-
s1e internationale ökumenische Organısatiıonen dabe; unterstut- feste den Urlaubsorten diskutiert — dieses Jahr sollen
zen könnten. Dıieses Thema hatte besondere Aktualıtät, weıl 1N- (Ostern Ja nıcht wenıger als Prozent aller Bundesdeutschen
zwischen VO orthodoxer Seıte mehrtach scharte Kritik der SEWESCH seın und darauf hingewiesen, daß der ‚„kul-
Vollversammlung VO:  3 Naırobinder Debatte über die Lage tische‘“‘ Kontakt mıt den Grundtatsachen und Grundwahrheiten
der Kirche in der Sowjetunion geübt wurde. Das Moskauer Pa- des Christentums (und vielfach die Begegnung mıiıt diesen über-
triarchat beklagte Sal die ‚„„unchristliche Art“ 1ın der in Nairobi haupt) Urlaubsort oder Sal nıcht stattiindet. Insgesamt
Fragen gelöst worden seıen, sSOWwIl1e die „HmMast und den unbrüderli- herrschte aber der Eindruck VOT, als ob selbst VO  ; Touriısmus-
chen Geıist“‘, mıiıt denen das „Ssogenannte Schweigen‘“‘ gegenüber seelsorgern dieses Nächstliegende und Wesentliche noch sehr
der Sowjetunion gebrochen worden se1l (vgl epd, 31 7/6) Die zugunsten vieler nützlıcher, aber doch sekundärer ‚„Betreu-
Verwirklichung der Religionstreiheit 1n den Ländern, die der ungs‘ hilfen 1im vorkirchlichen Raum eher vernachlässigt würde.
Konterenz VOoO  - Helsink; teiılgenommen haben, wird Gegenstand
eınes Berichtes se1ın, den Phılıp Potter auf der Sıtzung des Zen-
tralausschusses 1im August dieses Jahres geben wird. Das Domkapitel des Bistums St. Gallen wählte Il März

1976 Pfarrer Dr. Otmar Mäder ZU: NEUCHN Bischof VO  a}
St Gallen, dıe Ernennung durch den aps erfolgte März,

Vom 11 bis 13. April tand in dem VOTL Jahren gegründeten und die Bischotsweihe fand Maı Das St Gallische
Tourismuszentrum des Augustiner-Chorherren-Stiftes Neu- Vertahren ZUur Bischofswahl, das 1mM wesentlichen auf das Kon-
stift bei Brixen ıne Tagung ZUuUum Thema „Christliches kordat zwischen dem Heılıgen Stuhl und dem St Gallischen
Menschenbil un: Freizeitgesellschaft“‘ Veranstaltet Großratskollegium VO November 1845 zurückgeht, ermOg-
wurde die Tagung VO Österreichischen Seelsorge-Institut lıcht ıne verhältnismäßig breite Mitsprache bei der Bischots-
(Wıen), Abteilung Tourısmus. Zielgruppe der Tagung VOT ahl Wırd der Bischotssitz VO  3 St Gallen vakant,; trıtt das
allem Seelsorger aus Tourısmusorten und Tourismus-Beauftragte Domkapıtel und stellt ıne Liste VO  } sechs mögliıchen
der österreichischen Diıözesen. Entsprechend diesem Teilneh- Kandidaten aut Diese Liste wiırd dem Heılıgen Stuhl unterbrei-
merkreiıs und der Tradıition des Neustitter Zentrums Rete- LEL, der die Eigenschatten der Kandıdaten auf iıhr Entsprechen
rate und Arbeitskreisdiskussionen wenıger der Freizeitproble- mıiıt den kanonischen Vorschritten überprült. ach erfolgter (Ge-
matık insgesamt als tast ausschließlich dem Urlaubswesen nehmıigung unterbreitet das Domkapiıtel die Sechserliste dem
gewidmet. 7weı Zielpunkte haben sıch 1n den Reteraten und UJıs- eıner Sondersession usammengetretenen Katholischen Kolle-
kussionen VOT allem herauskristallisiert: die Humansıtuation des g1um (dem Parlament des römisch-katholischen Kontessionsteıils
Urlaubes bzw des Urlaubers, die Frage, welche Miıttel und des Kantons St Gallen), das mißliebige Kandıdaten streichen
Hılten bzw welche Selbsthilfen aktıviert werden ollen, damıt kann. Darauf schreitet das Domkapıtel ZUT Wahl des Biıschois,
der Urlaub jenseı1ts VO  3 Hast, Streiß oder Langeweile eıner eıt deren Ergebnis den in der Kathedralkirche versammelten Gläu-
der Selbstfindung und damıt ZU!T periodischen Regeneratıon pPSY- bıgen sotort bekanntgegeben wird. Darauf der Papst den
cho-physischen Gleichgewichtes wiırd, und W as die Kırche seel- Gewählten als Bischot VON St Gallen ım. Das durchgeführte
sorglıch, also Human- und Glaubenshilten 1n eınen solchen Wahlvertahren entspricht allerdings nıcht dem Wortlaut seiner
Urlaub mıt einzubringen hat Deutlich erkennbar Walr dabe] als rechtlichen Grundlagen. So 1St einerseıts das Streichungsrecht des
Grundbestreben, neben Möglichkeiten der Besinnung urlaubs- Katholischen Kollegiums strıttig: der wählende Bischof dart
spezılische Formen der Kommunikation, des mıtmenschlichen ohl dem Kollegiıum nıcht unangenehm se1n, ob aber das Dom-
Umgangs, schaften, damıt nıcht durch ıne Verschärfung ind1- kapıtel selbst befinden hat, ob eın Kandıdat unangenehm 1St
vidueller Isolierung (beı Alleinstehenden, bei Krisenanfälligen, oder ob das Kollegium arüber entscheiden hat, 1sSt nıcht gC-
1m Falle VO lädierten Ehen) eın Abtfall 1ın die Lethargie oder 1npCI- Sagt. SO 1st anderseits LEUECICHN Datums, dafß der Informationspro-
sönliche und soz1ale Krıisen stattfindet. Wenngleich dieIa zeßß D“Oor der Wahl und nıcht 7zwıschen der diözesanen Wahl und
gung aut die Sıtuation des Urlaubers konzentriert WAarl, ehlten der päpstlıchen Ernennung durchgeführt wird. Von orößerer
doch auch nıcht kritische Rückfragen gleichsam ZU Gegenbild Tragweıte sınd jedoch die verschiedentlich geäußerten Wünsche
des Tourısmus, den Auswirkungen auf dıe Aufnahmegemein- nach einer Verbreiterung der Mitsprache. Im Vordergrund steht
den (Jugendalkoholismus, Kınderarbeıt), also auf die Bevölke- dabe] die rage nach dem Einbezug des diözesanen Seelsorgerates
LUNS 1ın den Tourısmusorten und aut das Dienstleistungspersonal. ın das Wahlvertahren. So sehen die Statuten des Seelsorgerates
Hıer erwıes sıch die Diskussion als besonders schwierig. Alle VOT, daß bel eıner Vakanz des Bischofssitzes das Gespräch mMi1t
Teilnehmer mufsten sıch and VO  - Erfahrungsberichten VO dem Domkapıtel sucht und ıhm Wahlvorschläge unterbreıitet.
Seelsorgern und Hotelijers der FEinsicht bekennen, dafß sowohl Das Domkapıtel seinerseıts hat be1 der Jüngsten Wahl erken-
Hılten ZFreizeitgestaltung für das Tourısmuspersonal als auch Hen gegeben, ıne solche Mitsprache befürwortet, hat
seelsorglicher Kontakt iınsbesondere ZU Saisonpersonal LL1UTE doch eınen Monat VOT der Autfstellung der Sechserliste die 1)e-
sehr begrenzt möglıch sind. Zu den Chancen der Seelsorge kane und die Mitglieder des Seelsorgerates eingeladen, Wahlvor-
den Urlaubsorten wurde übereinstımmend testgestellt, dafß CS, schläge einzureichen. Damlıt verbunden 1St die rage nach der
entsprechende Inıtiativbereitschaft be] Gemeinden und Seelsor- Stellung des Katholischen Kollegiums. Die Mitglieder dieses
SCrn vOrausgeSseLtZL, durchaus Möglıchkeiten Kontakten 1m staatskırchenrechtlichen Grfemıiums werden in den St Gallischen
Oorraum des Religiösen, aber auch seelsorglichen Gesprächen Kirchgemeinden demokratisch gewählt. In ıhm sınd daher dıe
o1bt, die sıch außerhalb des Urlaubs 11UF schwer realisıeren lassen: Bistumskantone Appenzell-Innerrhoden und -_Außerrhoden
Auch mancher Kırchentremde wırd 1m Urlaub VOT allem 1ın WI1e die Ausländer nıcht vertreten. Zudem sınd 1n allen staatskır-
ländlichen Gebieten mıt starker kırchlicher Präsenz anders und chenrechtlichen remıen erfahrungsgemäfß bestimmte Gruppen,
direkter mMi1t Kırche (und nıcht 1Ur mıiıt kirchlicher Folklore) iın W1e Frauen und Jüngere, unte:  etiten och wird be] allen Dıs-
Berührung gebracht als angestammten Wohnort. Die Bedeu- kussionen davon AUSSCHANSCH, daß den rechtlichen Grundla-
LUNg des Gottesdienstes als des primären Glaubensdienstes der SCHh nıchts geändert werden soll, weıl mıiıt m Grund befürch-



M RE  x  RA A  P D m?z=°c  P  Kurzihformationen  273  tet wird, daß eine Revision des Konkordates die diözesane  und schließlich gehören dazu jene Kreise, die, wie namentlich die  Mitsprache reduzieren würde, indem nämlich der Heilige Stuhl  Christlichdemokratische Volkspartei (CVP), für einen mittleren  bei Konkordatsverhandlungen auf eine direkte Ernennung hin-  Weg plädiert haben und noch plädieren. Daß nach den Vorstel-  tendieren würde. Daß das geltende Recht eine breitere Mitspra-  lungen der CVP die Mitbestimmungsrechte auf der Ebene der  che ermöglicht, wenn nur zwischen den verschiedenen Gremien  Unternehmen verfassungsmäßig verankert werden sollen, läßt  in der Diözese Vertrauen herrscht, hat die erfolgte Bischofswahl  daran zweifeln, ob die Volksabstimmung „die politische Land-  denn auch deutlich machen können.  schaft in der Mitbestimmun  2A7  S  gsfrage verändert hat‘“ (NZZ,  Schweizer Volk und Stände haben in der Volksabstimmung  vom 21. März 1976 sowohl das Volksbegehren über die Mitbe-  Von einer Tagung: des Exekutivkomitees der Europäischen  stimmung als auch den Gegenvorschlag der Bundesversamm-  Baptisten-Föderation, die kürzlich in\Moskau stattfand, berich-  lung (der beiden Kammern des Parlamentes) abgelehnt. Das  teten deutsche Teilnehmer, das Gespräch mit der Regierung der  von den drei großen Gewerkschaftsverbänden gestellte Volksbe-  UdSSR zeige Zeichen sichtlicher Entspannung. Ein Sprecher des  gehren verlangte die Ermächtigung des Bundes, Vorschriften  „„Bundes Evangelisch-freikirchlicher Gemeinden in Deutsch-  aufzustellen „über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und  Jand‘““ (Baptisten) hat ein längeres Gespräch mit dem stellvertre-  ihrer Organisationen in Betrieb, Unternehmung und Verwal-  tenden Minister für religiöse Angelegenheiten Victor H. Titov  tung“. Der Gegenvorschlag wollte die Mitbestimmung einerseits  über Bibelverbreitung, staatliche Registrierung von Kirchenge-  meinden und die Schicksale einzelner zu Freiheitsstrafen verur-  auf den betrieblichen Bereich und anderseits auf die im entspre-  chenden Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer einschränken. Die  teilter Baptisten geführt (epd, 1. 4. 76). Titov behauptete, die Ver-  Auseinandersetzungen vor der Volksabstimmung erhielten einen  urteilung sei nicht wegen religiöser Überzeu  gü  sondern  besonderen Akzent, nachdem sich die Kirchen im Hinblick auf  wegen Verletzung sowjetischer Gesetze erfolgt. Gnadengesüche  h%‘°e\ch  die Abstimmung zur Frage der Mitbestimmung geäußert hatten.  seien möglich bei Eingeständnis der Verfehlungen, so bei Georg  In einer Stellungnahme erinnerte die Schweizer Bischofskonfe-  Wins und dem litauischen Baptistenpfarrer Janus Smits, dem be-  reits die Ausreise erlaubt worden sei. Pfarrer Gerhard Claas (Bad  renz an die Soziallehre der Kirche und namentlich an das Doku-  ment „Verantwortung des Christen in Arbeit und Wirtschaft‘‘,  Homburg), der im Spätsommer sein Amt als Generalsekretär der  das die gesamtschweizerische Sitzung der Synode 72 am 1./2.  23 Gemeindebünde mit rd. 1,2 Millionen Mitgliedern der Bapti-  März 1975 mit der Zustimmung der Bischöfe verabschiedet hatte  stenföderation Europas antreten wird, dankte Minister Titov u.a.  für die kürzlich erteilte Erlaubnis zur Einfuhr von 3000 deutsch-  (HK, April 1975, 193-196). Darin werden „eine umfassende,  möglichst gleichgewichtige Mitbestimmung aller Arbeitnehmer““  sprachigen Bibeln in die Sowjetunion, die auch an mennonitische  sowie die nötigen „gesetzlichen Grundlagen zur Einführung ei-  Gemeinden ausgegeben werden dürfen. Zur Rechtslage der  ner umfassenden, auch die Unternehmensebene einschließenden  Christen in der UdSSR ergab die Unterredung, daß es zwar kein  Mitbestimmung in der Wirtschaft“ gefordert. Die Kommission  Gesetz gegen die religiöse Kindererziehung gebe, wohl aber ein  für soziale Fragen des Schweizerischen Evangelischen Kirchen-  Verbot für Personen unter 18 Jahren, sich einer Religionsgesell-  bundes und die Schweizerische Nationalkommission Justitia et  schaft anzuschließen. Verschiedene Anträge zur Registrierung  Pax gingen in einer gemeinsamen Erklärung konkreter auf die  von neuen Ortsgemeinden seien „aus guten Gründen‘“ abgelehnt  Frage ein; sie äußerten Bedenken gegenüber dem Volksbegehren  worden. Die baptistische Delegation machte geltend, daß die Be-  wie gegenüber dem Gegenvorschlag, beurteilten das gewerk-  hauptung, es gebe keine gesetzliche Beschränkung der Religions-  schaftliche Volksbegehren aber doch positiver. Gleichzeitig ver-  freiheit in der Sowjetunion, im Gegensatz zu der Tatsache stehe,  öffentlichte Justitia et Pax eine Normativstudie, in der die Hal-  daß einige Gesetze religiöse Diskriminierungen enthielten, zumal  tung der katholischen Soziallehre eingehend und systematisch  bei Anwendung auf örtlicher Ebene. Auf der Tagung wurde be-  analysiert und für die aktuelle Diskussion ausgewertet wurde  kannt, daß die Zahl der Baptisten in der UdSSR ständig steigt.  (Kirche und Mitbestimmung. Ein Beitrag der katholischen So-  1975 seien 44 neue Gemeinden registriert und mindestens 2600  ziallehre zur verfassungspolitischen Diskussion über die Mitbe-  Personen getauft worden. In den künftigen Jahren werde der  stimmung der Arbeitnehmer in der Schweiz. Bern 1976). Schließ-  Schwerpunkt der Arbeit auf Bibelstudium und Evangelisation  lich ergriffen Theologieprofessoren und Pfarrer offen für das  liegen.  gewerkschaftliche Volksbegehren Partei. Diese Stellungnahmen  wurden von liberaler und neoliberaler Seite heftig angegriffen;  Eine Studie über die weltweite Liberalisierung der Abtreibung  von katholischer neoliberaler Seite wurde vor allem gegen die von  und ungefähre Ausmaße der Abtreibung zog heftige Kritik auf  Justitia et Pax herausgegebene Studie zu Feld gezogen, während  sich. Die vom Fonds für Bevölkerungs-Aktivitäten der Vereinten  nichtkatholische liberale Kreise die Stellungnahmen an sich als  Nationen finanzierte Untersuchung, durchgeführt von Lester  R. Brown und Kathleen Newland vom amerikanischen World-  Einmischungen zurückwiesen. In der Volksabstimmung wurden  dann das Volksbegehren mit 471941 zu 967946 Stimmen und der  watch Institut, wurde am 19. Februar veröffentlicht (vgl. NCNS,  Gegenvorschlag mit 433798 zu 973367 Stimmen bei einer  20.2. 76), am folgenden Tag aber bereits vom Sekretär der US-Bi-  schofskonferenz für Pro-Leben-Aktivitäten, James T. McHugh,  Stimmbeteiligung von 39% abgelehnt. Die Interpretation dieser  zweifachen Ablehnung ist deshalb so schwierig, weil die Gründe  als ein „politisches Propagandastück‘““ bezeichnet, das „vorein-  jenes Drittels der Stimmenden, die zweimal Nein eingelegt ha-  genommen und irreführend“ sei. In der Studie hieß es, annähernd  zwei Drittel aller Frauen in der Welt seien mittlerweile in der  ben, sehr disparat sind. Es sind darunter Stimmberechtigte, die  von einer verfassungsrechtlichen oder gesetzlichen Regelung der  Lage, legal Abtreibungen vornehmen zu lassen. Derzeit könne  Mitbestimmung nichts wissen wollen; es sind darunter solche,  man von jährlichen Abtreibungen in der Größenordnung zwi-  schen 40 und 55 Millionen ausgehen. Eine Schlußfolgerung aus  die die Mitbestimmung aufgrund des geltenden Verfassungsrech-  tes regeln wollen, das heißt für einen Ausbau der Mitbestimmung  diesen Ergebnissen lautete: „Nur wenige soziale Änderungen  am Arbeitsplatz und im Betrieb über die Gesamtarbeitsverträge  haben jemals die Welt so schnell erfaßt.‘““ Im Januar 1971 sollen  oder über ein noch zu schaffendes Betriebsverfassungsgesetz, das  nach den Angaben der Autoren 38% der Weltbevölkerung das  sich auf Artikel 34*" der Bundesverfassung stützen müßte, sind;  gesetzlich verankerte Recht auf Abtreibung gebabt haben. Im Ja-
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M RE  x  RA A  P D m?z=°c  P  Kurzihformationen  273  tet wird, daß eine Revision des Konkordates die diözesane  und schließlich gehören dazu jene Kreise, die, wie namentlich die  Mitsprache reduzieren würde, indem nämlich der Heilige Stuhl  Christlichdemokratische Volkspartei (CVP), für einen mittleren  bei Konkordatsverhandlungen auf eine direkte Ernennung hin-  Weg plädiert haben und noch plädieren. Daß nach den Vorstel-  tendieren würde. Daß das geltende Recht eine breitere Mitspra-  lungen der CVP die Mitbestimmungsrechte auf der Ebene der  che ermöglicht, wenn nur zwischen den verschiedenen Gremien  Unternehmen verfassungsmäßig verankert werden sollen, läßt  in der Diözese Vertrauen herrscht, hat die erfolgte Bischofswahl  daran zweifeln, ob die Volksabstimmung „die politische Land-  denn auch deutlich machen können.  schaft in der Mitbestimmun  2A7  S  gsfrage verändert hat‘“ (NZZ,  Schweizer Volk und Stände haben in der Volksabstimmung  vom 21. März 1976 sowohl das Volksbegehren über die Mitbe-  Von einer Tagung: des Exekutivkomitees der Europäischen  stimmung als auch den Gegenvorschlag der Bundesversamm-  Baptisten-Föderation, die kürzlich in\Moskau stattfand, berich-  lung (der beiden Kammern des Parlamentes) abgelehnt. Das  teten deutsche Teilnehmer, das Gespräch mit der Regierung der  von den drei großen Gewerkschaftsverbänden gestellte Volksbe-  UdSSR zeige Zeichen sichtlicher Entspannung. Ein Sprecher des  gehren verlangte die Ermächtigung des Bundes, Vorschriften  „„Bundes Evangelisch-freikirchlicher Gemeinden in Deutsch-  aufzustellen „über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und  Jand‘““ (Baptisten) hat ein längeres Gespräch mit dem stellvertre-  ihrer Organisationen in Betrieb, Unternehmung und Verwal-  tenden Minister für religiöse Angelegenheiten Victor H. Titov  tung“. Der Gegenvorschlag wollte die Mitbestimmung einerseits  über Bibelverbreitung, staatliche Registrierung von Kirchenge-  meinden und die Schicksale einzelner zu Freiheitsstrafen verur-  auf den betrieblichen Bereich und anderseits auf die im entspre-  chenden Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer einschränken. Die  teilter Baptisten geführt (epd, 1. 4. 76). Titov behauptete, die Ver-  Auseinandersetzungen vor der Volksabstimmung erhielten einen  urteilung sei nicht wegen religiöser Überzeu  gü  sondern  besonderen Akzent, nachdem sich die Kirchen im Hinblick auf  wegen Verletzung sowjetischer Gesetze erfolgt. Gnadengesüche  h%‘°e\ch  die Abstimmung zur Frage der Mitbestimmung geäußert hatten.  seien möglich bei Eingeständnis der Verfehlungen, so bei Georg  In einer Stellungnahme erinnerte die Schweizer Bischofskonfe-  Wins und dem litauischen Baptistenpfarrer Janus Smits, dem be-  reits die Ausreise erlaubt worden sei. Pfarrer Gerhard Claas (Bad  renz an die Soziallehre der Kirche und namentlich an das Doku-  ment „Verantwortung des Christen in Arbeit und Wirtschaft‘‘,  Homburg), der im Spätsommer sein Amt als Generalsekretär der  das die gesamtschweizerische Sitzung der Synode 72 am 1./2.  23 Gemeindebünde mit rd. 1,2 Millionen Mitgliedern der Bapti-  März 1975 mit der Zustimmung der Bischöfe verabschiedet hatte  stenföderation Europas antreten wird, dankte Minister Titov u.a.  für die kürzlich erteilte Erlaubnis zur Einfuhr von 3000 deutsch-  (HK, April 1975, 193-196). Darin werden „eine umfassende,  möglichst gleichgewichtige Mitbestimmung aller Arbeitnehmer““  sprachigen Bibeln in die Sowjetunion, die auch an mennonitische  sowie die nötigen „gesetzlichen Grundlagen zur Einführung ei-  Gemeinden ausgegeben werden dürfen. Zur Rechtslage der  ner umfassenden, auch die Unternehmensebene einschließenden  Christen in der UdSSR ergab die Unterredung, daß es zwar kein  Mitbestimmung in der Wirtschaft“ gefordert. Die Kommission  Gesetz gegen die religiöse Kindererziehung gebe, wohl aber ein  für soziale Fragen des Schweizerischen Evangelischen Kirchen-  Verbot für Personen unter 18 Jahren, sich einer Religionsgesell-  bundes und die Schweizerische Nationalkommission Justitia et  schaft anzuschließen. Verschiedene Anträge zur Registrierung  Pax gingen in einer gemeinsamen Erklärung konkreter auf die  von neuen Ortsgemeinden seien „aus guten Gründen‘“ abgelehnt  Frage ein; sie äußerten Bedenken gegenüber dem Volksbegehren  worden. Die baptistische Delegation machte geltend, daß die Be-  wie gegenüber dem Gegenvorschlag, beurteilten das gewerk-  hauptung, es gebe keine gesetzliche Beschränkung der Religions-  schaftliche Volksbegehren aber doch positiver. Gleichzeitig ver-  freiheit in der Sowjetunion, im Gegensatz zu der Tatsache stehe,  öffentlichte Justitia et Pax eine Normativstudie, in der die Hal-  daß einige Gesetze religiöse Diskriminierungen enthielten, zumal  tung der katholischen Soziallehre eingehend und systematisch  bei Anwendung auf örtlicher Ebene. Auf der Tagung wurde be-  analysiert und für die aktuelle Diskussion ausgewertet wurde  kannt, daß die Zahl der Baptisten in der UdSSR ständig steigt.  (Kirche und Mitbestimmung. Ein Beitrag der katholischen So-  1975 seien 44 neue Gemeinden registriert und mindestens 2600  ziallehre zur verfassungspolitischen Diskussion über die Mitbe-  Personen getauft worden. In den künftigen Jahren werde der  stimmung der Arbeitnehmer in der Schweiz. Bern 1976). Schließ-  Schwerpunkt der Arbeit auf Bibelstudium und Evangelisation  lich ergriffen Theologieprofessoren und Pfarrer offen für das  liegen.  gewerkschaftliche Volksbegehren Partei. Diese Stellungnahmen  wurden von liberaler und neoliberaler Seite heftig angegriffen;  Eine Studie über die weltweite Liberalisierung der Abtreibung  von katholischer neoliberaler Seite wurde vor allem gegen die von  und ungefähre Ausmaße der Abtreibung zog heftige Kritik auf  Justitia et Pax herausgegebene Studie zu Feld gezogen, während  sich. Die vom Fonds für Bevölkerungs-Aktivitäten der Vereinten  nichtkatholische liberale Kreise die Stellungnahmen an sich als  Nationen finanzierte Untersuchung, durchgeführt von Lester  R. Brown und Kathleen Newland vom amerikanischen World-  Einmischungen zurückwiesen. In der Volksabstimmung wurden  dann das Volksbegehren mit 471941 zu 967946 Stimmen und der  watch Institut, wurde am 19. Februar veröffentlicht (vgl. NCNS,  Gegenvorschlag mit 433798 zu 973367 Stimmen bei einer  20.2. 76), am folgenden Tag aber bereits vom Sekretär der US-Bi-  schofskonferenz für Pro-Leben-Aktivitäten, James T. McHugh,  Stimmbeteiligung von 39% abgelehnt. Die Interpretation dieser  zweifachen Ablehnung ist deshalb so schwierig, weil die Gründe  als ein „politisches Propagandastück‘““ bezeichnet, das „vorein-  jenes Drittels der Stimmenden, die zweimal Nein eingelegt ha-  genommen und irreführend“ sei. In der Studie hieß es, annähernd  zwei Drittel aller Frauen in der Welt seien mittlerweile in der  ben, sehr disparat sind. Es sind darunter Stimmberechtigte, die  von einer verfassungsrechtlichen oder gesetzlichen Regelung der  Lage, legal Abtreibungen vornehmen zu lassen. Derzeit könne  Mitbestimmung nichts wissen wollen; es sind darunter solche,  man von jährlichen Abtreibungen in der Größenordnung zwi-  schen 40 und 55 Millionen ausgehen. Eine Schlußfolgerung aus  die die Mitbestimmung aufgrund des geltenden Verfassungsrech-  tes regeln wollen, das heißt für einen Ausbau der Mitbestimmung  diesen Ergebnissen lautete: „Nur wenige soziale Änderungen  am Arbeitsplatz und im Betrieb über die Gesamtarbeitsverträge  haben jemals die Welt so schnell erfaßt.‘““ Im Januar 1971 sollen  oder über ein noch zu schaffendes Betriebsverfassungsgesetz, das  nach den Angaben der Autoren 38% der Weltbevölkerung das  sich auf Artikel 34*" der Bundesverfassung stützen müßte, sind;  gesetzlich verankerte Recht auf Abtreibung gebabt haben. Im Ja-M RE  x  RA A  P D m?z=°c  P  Kurzihformationen  273  tet wird, daß eine Revision des Konkordates die diözesane  und schließlich gehören dazu jene Kreise, die, wie namentlich die  Mitsprache reduzieren würde, indem nämlich der Heilige Stuhl  Christlichdemokratische Volkspartei (CVP), für einen mittleren  bei Konkordatsverhandlungen auf eine direkte Ernennung hin-  Weg plädiert haben und noch plädieren. Daß nach den Vorstel-  tendieren würde. Daß das geltende Recht eine breitere Mitspra-  lungen der CVP die Mitbestimmungsrechte auf der Ebene der  che ermöglicht, wenn nur zwischen den verschiedenen Gremien  Unternehmen verfassungsmäßig verankert werden sollen, läßt  in der Diözese Vertrauen herrscht, hat die erfolgte Bischofswahl  daran zweifeln, ob die Volksabstimmung „die politische Land-  denn auch deutlich machen können.  schaft in der Mitbestimmun  2A7  S  gsfrage verändert hat‘“ (NZZ,  Schweizer Volk und Stände haben in der Volksabstimmung  vom 21. März 1976 sowohl das Volksbegehren über die Mitbe-  Von einer Tagung: des Exekutivkomitees der Europäischen  stimmung als auch den Gegenvorschlag der Bundesversamm-  Baptisten-Föderation, die kürzlich in\Moskau stattfand, berich-  lung (der beiden Kammern des Parlamentes) abgelehnt. Das  teten deutsche Teilnehmer, das Gespräch mit der Regierung der  von den drei großen Gewerkschaftsverbänden gestellte Volksbe-  UdSSR zeige Zeichen sichtlicher Entspannung. Ein Sprecher des  gehren verlangte die Ermächtigung des Bundes, Vorschriften  „„Bundes Evangelisch-freikirchlicher Gemeinden in Deutsch-  aufzustellen „über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und  Jand‘““ (Baptisten) hat ein längeres Gespräch mit dem stellvertre-  ihrer Organisationen in Betrieb, Unternehmung und Verwal-  tenden Minister für religiöse Angelegenheiten Victor H. Titov  tung“. Der Gegenvorschlag wollte die Mitbestimmung einerseits  über Bibelverbreitung, staatliche Registrierung von Kirchenge-  meinden und die Schicksale einzelner zu Freiheitsstrafen verur-  auf den betrieblichen Bereich und anderseits auf die im entspre-  chenden Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer einschränken. Die  teilter Baptisten geführt (epd, 1. 4. 76). Titov behauptete, die Ver-  Auseinandersetzungen vor der Volksabstimmung erhielten einen  urteilung sei nicht wegen religiöser Überzeu  gü  sondern  besonderen Akzent, nachdem sich die Kirchen im Hinblick auf  wegen Verletzung sowjetischer Gesetze erfolgt. Gnadengesüche  h%‘°e\ch  die Abstimmung zur Frage der Mitbestimmung geäußert hatten.  seien möglich bei Eingeständnis der Verfehlungen, so bei Georg  In einer Stellungnahme erinnerte die Schweizer Bischofskonfe-  Wins und dem litauischen Baptistenpfarrer Janus Smits, dem be-  reits die Ausreise erlaubt worden sei. Pfarrer Gerhard Claas (Bad  renz an die Soziallehre der Kirche und namentlich an das Doku-  ment „Verantwortung des Christen in Arbeit und Wirtschaft‘‘,  Homburg), der im Spätsommer sein Amt als Generalsekretär der  das die gesamtschweizerische Sitzung der Synode 72 am 1./2.  23 Gemeindebünde mit rd. 1,2 Millionen Mitgliedern der Bapti-  März 1975 mit der Zustimmung der Bischöfe verabschiedet hatte  stenföderation Europas antreten wird, dankte Minister Titov u.a.  für die kürzlich erteilte Erlaubnis zur Einfuhr von 3000 deutsch-  (HK, April 1975, 193-196). Darin werden „eine umfassende,  möglichst gleichgewichtige Mitbestimmung aller Arbeitnehmer““  sprachigen Bibeln in die Sowjetunion, die auch an mennonitische  sowie die nötigen „gesetzlichen Grundlagen zur Einführung ei-  Gemeinden ausgegeben werden dürfen. Zur Rechtslage der  ner umfassenden, auch die Unternehmensebene einschließenden  Christen in der UdSSR ergab die Unterredung, daß es zwar kein  Mitbestimmung in der Wirtschaft“ gefordert. Die Kommission  Gesetz gegen die religiöse Kindererziehung gebe, wohl aber ein  für soziale Fragen des Schweizerischen Evangelischen Kirchen-  Verbot für Personen unter 18 Jahren, sich einer Religionsgesell-  bundes und die Schweizerische Nationalkommission Justitia et  schaft anzuschließen. Verschiedene Anträge zur Registrierung  Pax gingen in einer gemeinsamen Erklärung konkreter auf die  von neuen Ortsgemeinden seien „aus guten Gründen‘“ abgelehnt  Frage ein; sie äußerten Bedenken gegenüber dem Volksbegehren  worden. Die baptistische Delegation machte geltend, daß die Be-  wie gegenüber dem Gegenvorschlag, beurteilten das gewerk-  hauptung, es gebe keine gesetzliche Beschränkung der Religions-  schaftliche Volksbegehren aber doch positiver. Gleichzeitig ver-  freiheit in der Sowjetunion, im Gegensatz zu der Tatsache stehe,  öffentlichte Justitia et Pax eine Normativstudie, in der die Hal-  daß einige Gesetze religiöse Diskriminierungen enthielten, zumal  tung der katholischen Soziallehre eingehend und systematisch  bei Anwendung auf örtlicher Ebene. Auf der Tagung wurde be-  analysiert und für die aktuelle Diskussion ausgewertet wurde  kannt, daß die Zahl der Baptisten in der UdSSR ständig steigt.  (Kirche und Mitbestimmung. Ein Beitrag der katholischen So-  1975 seien 44 neue Gemeinden registriert und mindestens 2600  ziallehre zur verfassungspolitischen Diskussion über die Mitbe-  Personen getauft worden. In den künftigen Jahren werde der  stimmung der Arbeitnehmer in der Schweiz. Bern 1976). Schließ-  Schwerpunkt der Arbeit auf Bibelstudium und Evangelisation  lich ergriffen Theologieprofessoren und Pfarrer offen für das  liegen.  gewerkschaftliche Volksbegehren Partei. Diese Stellungnahmen  wurden von liberaler und neoliberaler Seite heftig angegriffen;  Eine Studie über die weltweite Liberalisierung der Abtreibung  von katholischer neoliberaler Seite wurde vor allem gegen die von  und ungefähre Ausmaße der Abtreibung zog heftige Kritik auf  Justitia et Pax herausgegebene Studie zu Feld gezogen, während  sich. Die vom Fonds für Bevölkerungs-Aktivitäten der Vereinten  nichtkatholische liberale Kreise die Stellungnahmen an sich als  Nationen finanzierte Untersuchung, durchgeführt von Lester  R. Brown und Kathleen Newland vom amerikanischen World-  Einmischungen zurückwiesen. In der Volksabstimmung wurden  dann das Volksbegehren mit 471941 zu 967946 Stimmen und der  watch Institut, wurde am 19. Februar veröffentlicht (vgl. NCNS,  Gegenvorschlag mit 433798 zu 973367 Stimmen bei einer  20.2. 76), am folgenden Tag aber bereits vom Sekretär der US-Bi-  schofskonferenz für Pro-Leben-Aktivitäten, James T. McHugh,  Stimmbeteiligung von 39% abgelehnt. Die Interpretation dieser  zweifachen Ablehnung ist deshalb so schwierig, weil die Gründe  als ein „politisches Propagandastück‘““ bezeichnet, das „vorein-  jenes Drittels der Stimmenden, die zweimal Nein eingelegt ha-  genommen und irreführend“ sei. In der Studie hieß es, annähernd  zwei Drittel aller Frauen in der Welt seien mittlerweile in der  ben, sehr disparat sind. Es sind darunter Stimmberechtigte, die  von einer verfassungsrechtlichen oder gesetzlichen Regelung der  Lage, legal Abtreibungen vornehmen zu lassen. Derzeit könne  Mitbestimmung nichts wissen wollen; es sind darunter solche,  man von jährlichen Abtreibungen in der Größenordnung zwi-  schen 40 und 55 Millionen ausgehen. Eine Schlußfolgerung aus  die die Mitbestimmung aufgrund des geltenden Verfassungsrech-  tes regeln wollen, das heißt für einen Ausbau der Mitbestimmung  diesen Ergebnissen lautete: „Nur wenige soziale Änderungen  am Arbeitsplatz und im Betrieb über die Gesamtarbeitsverträge  haben jemals die Welt so schnell erfaßt.‘““ Im Januar 1971 sollen  oder über ein noch zu schaffendes Betriebsverfassungsgesetz, das  nach den Angaben der Autoren 38% der Weltbevölkerung das  sich auf Artikel 34*" der Bundesverfassung stützen müßte, sind;  gesetzlich verankerte Recht auf Abtreibung gebabt haben. Im Ja-
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lung (der beiden ammern des Parlamentes) abgelehnt. Das deutsche Teilnehmer, das Gespräch mıiıt der Regierung der
VO  — den drei großen Gewerkschattsverbänden gestellte Volksbe- zeıge Zeichen sichtlicher Entspannung. FEın Sprecher des
gehren verlangte die Ermächtigung des Bundes, Vorschritten ‚‚Bundes Evangelisch-freikirchlicher Gemeinden in Deutsch-
autzustellen ‚über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und land“‘ (Baptısten hat eın längeres Gespräch mıt dem stellvertre-
iıhrer Organısationen ın Betrieb, Unternehmung und Verwal- tenden Mınıster tür relig1öse Angelegenheiten Vıctor Titov
..  tung Der Gegenvorschlag wollte die Mitbestimmung eıinerseıts über Bıbelverbreitung, staatlıche Registrierung VO  > Kirchenge-

meinden und die Schicksale einzelner Freiheitsstraten ur-autf den betrieblichen Bereich und anderseıts auf die 1m ENISPFE-
chenden Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer einschränken. Dıie teilter Baptısten geführt (epd, 76) Tıtov behauptete, die Ver-
Auseinandersetzungen Vor der Volksabstimmung erhielten eınen urteilung se1 nıcht I relıg1öser Überzeu sondern
besonderen Akzent, nachdem sıch die Kırchen 1im Hinblick aut Verletzung sowjetischer Gesetze erfolgt. GnadengesüN  g  >nadengesi  fll.&cmieirll
die Abstimmung ZU[r Frage der Mitbestimmung geäußert hatten. seı1en möglıch bei Eingeständnıis der Vertehlungen, be] eorg
In eıner Stellungnahme eriınnerte die Schweizer Bischotskonte- Wıns und dem lıtauıschen Baptistenpftarrer Janus Smıits, dem be-

reıts die Ausreıse erlaubt worden sel. Pfarrer Gerhard Claas (BadICcNzZ die Soziallehre der Kirche und namentlich das oku-
ment „Verantwortung des Christen 1n Arbeit und Wirtschaftt‘‘, Homburg), der 1m Spätsommer seın Amt als Generalsekretär der
das die gesamtschweizerische Sıtzung der Synode 1D Gemeindebünde miıt rd k Millonen Mitgliedern der Baptı-
März 1975 mıiıt der Zustimmung der Bischöte verabschiedet hatte stentöderation Furopas wiırd, dankte Mınıster Tıtov

tür die kürzlich erteıilte Frlaubnis ZUr Einfuhr VO  } 3000 eutsch-(HK, Aprıl 1975 193-196). Darın werden ‚eine umtassende,
möglıchst gleichgewichtige Mitbestimmung aller Arbeitnehmer‘‘ sprachigen Bıbeln in die SowJetunion, die auch mennonitische
sSOWwIle die nötıgen „gesetzlıchen Grundlagen AA Einführung e1- Gemeinden ausgegeben werden dürten. Zur Rechtslage der
er umfassenden, auch die Unternehmensebene einschließenden Christen ın der ergab die Unterredung, ZWarl kein
Mitbestimmung iın der Wirtschaft““ gefordert. Dıie Kommıissıon (jesetz die relig1öse Kindererziehung gebe, wohl aber eın
für sozıale Fragen des Schweizerischen Evangelischen Kirchen- Verbot tfür Personen 18 Jahren, sıch eıner Religionsgesell-
bundes und dıe Schweizerische Nationalkommission Justitıa et schaft anzuschließen. Verschiedene Anträge ZU[: Registrierung
Pax gıngen 1n einer gemeınsamen Erklärung konkreter auf die von Ortsgemeinden seı1en ‚du>S Gründen‘‘ abgelehnt
Frage ein: s1e außerten Bedenken gegenüber dem Volksbegehren worden. Dıie baptıistische Delegatıon machte geltend, dafß die Be-
WwWI1ıe gegenüber dem Gegenvorschlag, beurteilten das gewerk- hauptung, gebe keine gesetzliche Beschränkung der Religions-
schattliche Volksbegehren aber doch posıtıver. Gleichzeıitig VeI- freiheit in der SowjJetunion, 1mM Gegensatz der Tatsache stehe,
öttentlichte Justitıa et Pax ıne Normativstudie, in der die Hal- dafß einıge Gesetze relig1öse Diskriminierungen enthielten, zumal
tung der katholischen Sozijallehre eingehend und systematisch bei Anwendung auft örtlicher Ebene Aut der Tagung wurde be-
analysıert und tür die aktuelle Diskussion ausgewertet wurde kannt, die Zahl der Baptısten in der ständig ste1gt.
(Kırche und Mitbestimmung. Eın Beıtrag der katholischen So- 1975 seıen Neue Gemeinden regıistriert und miıindestens 2600
ziallehre ZuUurFr verfassungspolitischen Diskussion über die Miıtbe- Personen getauft worden. In den künftigen Jahren werde der
stımmung der Arbeitnehmer in der Schweiz. Bern Schließ- Schwerpunkt der Arbeit auf Bibelstudium und Evangelısatıon
lıch ergriffen Theologieprofessoren und Pfarrer offen tür das lıegen.
gewerkschaftliche Volksbegehren Parteı. Dıiese Stellungnahmen
wurden VO!  - liberaler und neoliberaler Seıte heftig angegriffen; ıne Studie über die weltweite Liberalisierung der Abtreibung
VO  3 katholischer neoliberaler Seıite wurde VOT allem die VO':  ; und ungefähre Ausmaße der Abtreibung ZO$ heftige Kritik aut
Justitia et Pax herausgegebene Studie Feld SCZOUOSCH, während sıch. Dıie VO Fonds für Bevölkerungs-Aktiviıtäten der Vereinten
nichtkatholische liberale Kreise dıe Stellungnahmen sıch als Natıonen tinanzıerte Untersuchung, durchgeführt VO  3 Lester

Brown und Kathleen Newland VO amerikanıschen World-Eınmischungen zurückwiesen. In der Volksabstimmung wurden
dann das Volksbegehren mıiıt 471 941 967946 Stimmen und der watch Instıitut, wurde Februar veröffentlicht (vgl NCNS,
Gegenvorschlag mıt 433 798 973 26/ Stiımmen bei eiıner 76); tolgenden Tag aber bereıits VO Sekretär der US-Bi1-

schotskonterenz tür Pro-Leben-Aktivitäten, James McHugh,Stimmbeteiligung VO  3 39 % abgelehnt. Dıie Interpretation dieser
zweıtachen Ablehnung 1st deshalb schwier1g, weıl die Gründe als eın „polıtisches Propagandastück‘“‘ bezeichnet, das ‚„voreın-
Jjenes Drittels der Stimmenden, die zweımal Neın eingelegt ha- und irretührend“‘ se1 In der Studie hıefß CS, annähernd

wel Drittel aller Frauen 1n der Welt seı1en mittlerweile ın derben, sehr disparat sind. Es sind darunter Stimmberechtigte, die
von einer verfassungsrechtlichen oder gesetzlichen Regelung der Lage, legal Abtreibungen vornehmen lassen. Derzeıt könne
Mitbestimmung nıchts wıssen wollen; sınd darunter solche, INan VO  3 jahrlichen Abtreibungen 1n der Größenordnung ZW1-

schen und Millionen ausgehen. Eıne Schlußtolgerung AauUusdie die Mitbestimmung aufgrund des geltenden Verfassungsrech-
tes regeln wollen, das heißt tür einen Ausbau der Mitbestimmung diesen Ergebnissen autete: ‚„Nur wenıge soz1ale Änderungen

Arbeıitsplatz und 1im Betrieb über die Gesamtarbeitsverträge haben jemals die Welt schnell ertafßt.‘‘ Im Januar 1971 sollen
oder über eın noch schaftendes Betriebsverfassungsgesetz, das nach den Angaben der Autoren 38°% der Weltbevölkerung das
sıch auf Artikel der Bundesverfassung tutzen müßte, sınd; gesetzlich verankerte Recht aut Abtreibung gebabt haben Im Ja



774 Bücher
L1Uar 1976 dagegen sollen bereıts 64 % SCWESCH se1in. Dıie Studie Miılhonen. ach Angaben der Worldwatch-Untersuchung sind
rechnet mıiıt eınem Anstıieg auf 71 %o WenNnn in al den Ländern, derzeit Länder mıiıt eıner Gesamtbevölkerung VO  ; mehr als 300
in denen derzeit Aktionen ZU[T: ÄAnderung der bestehenden Ge- Miıllionen dabeı, ıne Liberalisierung der Abtreibungsgesetzge-

laufen, ıne Liberalisierung Z Zuge kommt. Aus dieser bung prüfen: Australien, Bangla Desh, Barbados, Belgien,
allgemein beobachtenden Entwicklung wird 1in der Untersu- Kanada, Ghana, Italien, Jamaıca, Nepal, Nıgerı1a, Sudan und
chung der Schluß BCZOPCNH, dafß Abtreibung ımmer stärker „eIn Schweiz. Geradezu entwattnend wirkt der Zusatz, 1n Demokra-
bedeutsamer Bereich 1im Rahmen der öftentlichen Gesundheit“‘ tien komme selten eıner Liberalisierung, „bevor nıcht ıne
wird. Im übrıgen habe Ilegalität Abtreibung ın keinem Lande solide Mehrheıt diese unterstuützt‘‘. jedoch noch nıe ıne De-
verhindert. Deshalb gehe L1UTr darum, ob Abtreibung ‚un mokratie die Liberalisierung der Abtreibung wieder rückgängig
kompetenter medizinischer Überwachung sicher‘‘ durchgeführt gemacht habe, wırd VO der US-Bischotskonterenz bestritten.
werde oder nıcht. Aus der Zusammenstellung verfügbarer und Die historische Perspektive, die die Studie suggerieren wolle, se1l
geschätzter Daten ergibt sıch angeblich die Zahl VO  3 55 Millionen nıcht gegeben, da die Liberalisierung schließlich in den meısten
Abtreibungen PrÖ Jahr Fıne Studie der US-National- Akademie Ländern TSLT in den etzten unf Jahren eingeführt worden sel.
der Wiıissenschaften dagegen kam kürzlich auf die Zahl VO  e Mıt vorgefaßten Meıinungen lasse sıch keıin Beweıs führen

Bücher
CASPER (Hrsg.), Jesus Ort der Erfahéung heit seınes Menschseins‘‘ (14) Der Beıtrag VO  3 Theunissen, der

Gottes. Herder, Freiburg Basel Wıen 1976; 248 29 .80 nıcht NUur durch seinen Umtang einen besonderen Rang e1n-
nımmt, 1St eın eindrucksvolles Dokument für die Fruchtbarkeit

Festschriften, die während der etzten Jahre erschienen sınd, eines ıntensıven Gespräches VO  ; Philosophie und Theologie. Das
scheinen dokumentieren, dafß dıe angEMESSENSIE Art ISt, e1- ottene Eingeständnis, dafß die Botschatt Jesu ‚„Wahrlich Anlaß
nNeN Denker ehren, wenn INan die Fragen aufnımmt, die philosophischem Staunen‘“‘‘ 1Dt (92) sollte VO  — der Theologie da-
gestellt hat Für den Autbau solcher Bücher bedeutet das, dafß durch honoriert werden, dafß S$1e die ZUur Sache der Christologie
s1e nıcht ıne Sammlung ınteressanter Einzelarbeiten möglıchst und des Christseins vorgetragenen auf-Anregungen
vieler Freunde und Kollegen des teiernden Jubilars sınd, SON- nımmt. H:G
dern S1€e ıne konzentrierte Zusammenfassung VO  3 Versuchen
bringen, eıner wesentlichen Fragestellung weıterzuarbeıten.
Besonders konsequent dürtte das ın dem vorliegenden, Bern- Antisozialismus Tradition? Memorandum des Bensberger
hard Welte ZU Geburtstag gewidmeten Band gelungen reises ZU Verhältnis VO'  —; Christentum und Sozialismus
se1n. Wenn Welte ın erstier Linıe durch se1ın reliıgıonsphilosophıi- heute. FTrOTOTO aktuell, Rowohlt Taschenbuch Verlag, Reinbek
sches Bemühen die Gottesirage 1m Horizont modernen Den- Hamburg 1976 18/ 5.80
kens einerseıts und durch seıne grundsätzlıchen Überlegungen
Zur Krisıs der dogmatischen Christusaussagen (und deren Das als rororo-Bändchen vorliegende Sozialısmus-Memoran-
Überwindung 1ın einer Neuaneignung des Gehalts der Tradıtion) dum des Bensberger reıises hat schon Autsehen erregt, als
andererseits FEinfluß hat, setizen die Arbeiten dieses noch nıcht 1m Buchhandel erhältlich Wlr Nıcht wenıge Mitglie-
Buches n  u der Nahtstelle der beiden Bereiche Aus der distanzıerten sıch VO  3 dem Memorandum bereıts VOT dessen
terschiedlichen Perspektiven wird der rage nachgegangen, 1N- Erscheinen. CDU-Sozialausschüßler Norbert Blüum nahm das
wietern sıch VO  > Jesus her eıne Antwort auf die Frage nach (Gott Bekanntwerden der ‚„„Studie‘“‘ oZU Anlaß, seınen Aus-
erg1ıbt und inwietern INan durch das Reden VO  - Jesus als Ort trıtt aus dem Kreıs erklären. Die Sprechergruppe mußte ın
der heute vieltach verstellten Gotteserfahrung die Aussagen einer Vorbemerkung selbst einräumen, dafß nıcht alle Mitglieder

sich mıt den Posıtionen des Memorandums identifizieren könn-der klassıschen Christologie ‚eınholen“‘ kann. Dıie sıch aufeinan-
der beziehenden Versuche werden AUS philosophischer (Michael ten und uch nıcht alle dessen Veröffentlichung zugestimmt hät-
Theunissen, Bernhard Casper, Theodor Schulz), exegetischer ten Dıie Lektüre des Memorandums ze1gt, daß die Aufregung
(Rudolf Pesch), tundamentaltheologischer (Klaus Hemmerle) wenı1gstens eiınem Gesichtspunkt übertlüsSig War: Was hıer
und dogmatıscher Sıcht (Karl Lehmann, Peter Hünermann, Hel- vorliegt, 1st nıcht von einer Qualität, die große Nachwirkungen
MuLt Riedlinger) unte  me Charakteristisch tür die Weıte erwarten aßt Die Autoren gehen VO  - einem bemerkenswerten
der Denkansätze 1St der Autsatz VO  } Klaus Hemmerle, in dem Anliegen aus, s1e wollen Gründe un:! Hıntergründe tür das in
sıch der ogen VO  3 einer philosophischen Besinnung auf den der Bundesrepublıik eher ablehnende Klima gegenüber sozıualısti-
Wahrheitsbegriff Wahrheit wird verstanden nıcht als zuneh- schen Ideen analysieren und spezıell die Rolle der Katholiken und

ıhr Verhältnis ZU Soz1ialısmus beschreiben. Was aber 1m erstenmende Annäherung das Gegebene, sondern als Aufgehen VvVon
Neuem bıs ZU!r Auslegung des christologischen Dogmas Teil Zur historischen Verhältnisbestimmung zwischen Katholı-

Spannt (man tinde ‚‚den Auifgang der Wahrheit (sottes und den ZI1sSmus und Sozialısmus pESART wiırd, 1St eher dürttig, ZU minde-
Autfgang der Wahrheit des Menschen 1m einen Aufgang der sten einselt1g. Der historische Marxısmus wiırd sowohl ın seiner
Wahrheıt Jesu“; 105) In ÜAhnlicher Weıse nahert sıch der 110  - materialıstischen Grundhaltung WwW1e€e als polıitisches System VT -

mierte Heıidelberger Philosoph Michael Theunissen dem christo- harmlost. Es gelingt offenbar nıcht, die verschiedenen Spielarten
logischen ogma Jesus se1l „göttlıch eben 1n der Vollkommen- VO  —$ Sozialısmus, die durchaus gegensätzlicher Art und in eiınem


